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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Anfang März 2021 präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Luftfahrtgesetzes (BRG 21.022); diese umfasste drei Aspekte. Erstens sieht die
Revision vor, dass die Mitglieder einer Flugzeugbesatzung auch ohne Vorverdacht
einem Alkoholtest unterzogen werden können. Zweitens sollen Ärztinnen und Ärzte
sowie Psychologinnen und Psychologen ein vereinfachtes Melderecht erhalten, wenn
sie Zweifel an der medizinischen Tauglichkeit der Besatzung oder der Fluglotsinnen und
-lotsen hegen. Drittens soll es möglich werden, beim nichtgewerbsmässigen
Sichtflugverkehr mit dem Flugsicherungsdienst in einer Landessprache – und nicht nur
in Englisch – zu kommunizieren. Mit diesem letzten Punkt soll die Motion 19.3531 der
KVF-NR umgesetzt werden. Die Vernehmlassung zu dieser Vorlage dauerte von Juni bis
Oktober 2020. Die vorgeschlagenen Änderungen wurden mehrheitlich begrüsst.
Aufgrund der Rückmeldungen wurde jedoch ein Vorschlag etwas abgeändert:
Ursprünglich war vorgesehen, dass auch Hilfspersonen von Ärztinnen und Ärzten sowie
von Psychologinnen und Psychologen ein vereinfachtes Melderecht erhalten sollen.
Dieses wurde jedoch aufgrund der oft fehlenden medizinischen Fachkenntnisse der
Hilfspersonen von vielen Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmern kritisiert
und in der Folge aus der Vorlage gestrichen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Änderung des Luftfahrtgesetzes stand in der Sommersession 2021 auf dem
Programm des Nationalrates. Mit der Revision wollte der Bundesrat zwei
Sicherheitslücken schliessen sowie die Sprachenfrage beim Funken im
nichtgewerbsmässigen Sichtflugverkehr klären, welche durch die Motion 19.3531 der
KVF-NR aufgeworfen worden war. Die grosse Kammer pflichtete der Formulierung des
Bundesrates zu den unangemeldeten Alkoholtests im Rahmen von Vorfeldinspektionen
bei. Sie lehnte jedoch ein vereinfachtes Melderecht für Ärztinnen und Ärzte sowie
Psychologinnen und Psychologen ab. Dieses hätte es dem Fachpersonal erlaubt, dem
BAZL einen Verdacht auf Untauglichkeit des Personals – beispielsweise durch eine
Sucht oder eine psychische Krankheit – zu melden. Bundesrätin Sommaruga
argumentierte hier vergeblich, dass ein solches Melderecht für die Sicherheit im
Flugverkehr sehr entscheidend sei. Bei der Umsetzung der Motion 19.3531 der KVF-NR
präzisierte die grosse Kammer den Entwurf des Bundesrates dahingehend, dass der
Grundsatz «english only» ausschliesslich für den Flughafen Zürich angewendet werden
soll. Bei allen anderen Flughäfen solle im nicht gewerbsmässigen Sichtflugverkehr
neben Englisch auch in der jeweils vorherrschenden lokalen Amtssprache kommuniziert
werden können. In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat einstimmig für
die Annahme des Entwurfes aus. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat widmete sich in der Herbstsession 2021 der Änderung des
Luftfahrtgesetzes. Die kleine Kammer folgte in der Frage der Sprachen, welche beim
Funken verwendet werden dürfen, dem Nationalrat. Ebenso unbestritten war die
Zustimmung zu stichprobenartigen Alkoholkontrollen beim Flugpersonal. Der dritte
Punkt der Vorlage, das Melderecht für medizinisches Fachpersonal bei Zweifeln an der
medizinischen Tauglichkeit der Pilotinnen und Piloten, gab im Rat am meisten zu reden.
Hansjörg Knecht (svp, AG) erörterte für die Mehrheit der vorberatenden KVF-SR, dass es
dem medizinischen Fachpersonal bereits heute möglich sei, sich innerhalb von 1-2
Wochen von der Schweigepflicht entbinden zu lassen. Weitergehende Massnahmen
seien daher nicht notwendig. Minderheitssprecher Mathias Zopfi (gp, GL) widersprach
diesem Votum. Für ihn war klar, dass Ärztinnen und Ärzte nicht zuerst noch von der
Schweigepflicht entbunden werden sollen, bevor sie eine Meldung machen dürfen, die
eventuell für die Sicherheit zahlreicher Passagiere eminent wichtig ist. Es sei unlogisch,
eine solche Hürde ins Gesetz einzubauen. Er bat daher, seiner Minderheit und damit
der Version des Bundesrates zu folgen. Bundesrätin Sommaruga schloss sich den
Worten von Zopfi an und bat den Rat eindringlich, der Minderheit zu folgen. Diese
Voten überzeugten die kleine Kammer, sie stimmte dem Minderheitsantrag mit 31 zu 11
Stimmen zu. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die Vorlage mit 41 zu 0
Stimmen bei einer Enthaltung an. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Die beiden Räte konnten in der Wintersession 2021 bei der Revision des
Luftfahrtgesetzes die letzte Differenz ausräumen, welche das freiwillige Melderecht für
medizinisches Fachpersonal betraf. Der Ständerat konnte sich hierbei mit seinem
Beschluss durchsetzen, dass diese Personen beim BAZL eine Meldung machen können,
wenn sie Zweifel an der Flugtauglichkeit der Pilotinnen und Piloten haben – ohne dass
sie sich vorher vom Arztgeheimnis entbinden lassen müssen. Mit dieser Massnahme, die
analog zum Strassenverkehr eingeführt wird, erhoffen sich die Räte mehr Sicherheit im
Flugverkehr. In den Schlussabstimmungen wurde die Vorlage jeweils einstimmig
angenommen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Si ces différents mouvements rassurent les Romands quant à la solidarité confédérale,
ils ne résolvent néanmoins pas les difficultés linguistiques existant entre les deux
communautés. Alors que la bataille de l'enseignement précoce du français semble
avoir cause presque gagnée, celle du dialect s'est engagée. Déjà lors du débat zurichois
sur l'enseignement du français, la section cantonale de l'UDC avait signalé qu'en fait les
romands ne reprochaient pas aux alémaniques de ne pas parler français mais plutôt de
ne plus parler allemand. Dans cette optique, le conseil de l'éducation zurichois a
demandé que l'emploi du bon allemand soit de règle dès la 3e année primaire. En
Suisse centrale, il existerait plusieurs planifications scolaires exigeant une telle
utilisation dès la seconde classe. Si les francophones ont donc quelques raisons d'être
satisfaits, que dire des personnes de langue italienne? Afin de compenser cette
inégalité de traitement, le député Pini (prd, TI) a proposé au Conseil national, et obtenu,
dans un postulat (Po. 88.700) que l'on suggère aux cantons d'enseigner l'italien dans les
établissements secondaires supérieurs. 5

POSTULAT
DATUM: 16.12.1988
BRIGITTE CARETTI

Berufsbildung

Im Mai 2021 forderte die WBK-NR, dass die Einführung der KV-Reform um ein Jahr
verschoben wird und folglich erst im Sommer 2023 in Kraft treten soll. Dieselbe
Forderung erhob auch ihre Schwesterkommission (Mo. 21.3605). Die WBK-NR
argumentierte, dass eine Reform von dieser Tragweite gut durchdacht sein müsse, im
Moment jedoch noch einige Punkte umstritten seien; diese müssten zuerst geklärt
werden. Die Kommission erwähnte diesbezüglich die Frage nach dem Unterrichten
respektive Erlernen einer zweiten Landessprache und die Frage nach der Integration
der Berufsmaturität in die KV-Lehre.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da das Anliegen bereits erfüllt
worden sei. So habe das SBFI in der Zwischenzeit nach verschiedenen Diskussionen mit
den betroffenen Akteurinnen und Akteuren «entschieden, die Inkraftsetzung von
Bildungsverordnung und Bildungsplan auf Anfang 2023 festzulegen und diese im August
2021 zu erlassen». Daraufhin wurden die zwei Motionen im September respektive
Oktober 2021 von den beiden Kommissionen zurückgezogen. 6

MOTION
DATUM: 27.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Massnahmen zur Förderung und Stärkung sprachlicher Minderheiten stossen in der
Regel weder beim Bundesrat noch in der Bundesversammlung auf grosse Widerstände,
da hier das entsprechende Problembewusstsein vorhanden ist. Mit umso grösserer
Spannung erwartete man nun 1988 das Resultat der Volksabstimmung über die
Vorverlegung des Fremdsprachenunterrichts auf das fünfte Schuljahr, welche im
bevölkerungsreichsten Kanton Zürich durchgeführt wurde. Wenn auch nicht der
Französischunterricht an sich, sondern lediglich der Zeitpunkt für dessen Erteilung zur
Diskussion stand, reagierte insbesondere die Westschweiz empfindlich auf das
Volksbegehren. In Genf wurde – als Drohgebärde – eine Initiative angekündigt, welche
im Sprachunterricht die Begünstigung des Englischen zulasten des Deutschen
verlangte, und im jurassischen Kantonsparlament zielte ein Vorstoss auf die Sistierung
des Deutschunterrichts an den Primarschulen, solange die Deutschschweizer Kantone

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.10.1988
LUZIUS MEYER
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das «Frühfranzösisch» nicht einführten. Tatsächlich betrachteten auch die zögernden
deutschschweizerischen Kantone die Zürcher Abstimmung als Signal, und mit
entsprechender Erleichterung wurde denn auch allenthalben die deutliche Ablehnung
der Initiative, welche eine Zustimmung zum Anliegen bedeutete, aufgenommen. Auch
der Kanton Thurgau lehnte im Herbst eine analoge Initiative ab. 7

Eine im Frühjahr 2014 von der Sozialdemokratischen Fraktion eingereichte Motion, die
eine verstärkte Förderung der Mittel, Ressourcen und Programme zur Erreichung der
im Sprachengesetz festgelegten Spracherwerbsziele forderte, wurde in der
Frühjahrssession 2016 abgeschrieben, nachdem sie zwei Jahre lang nicht behandelt
worden war.
Der Bundesrat hatte die Motion zu Ablehnung beantragt, da er zunächst die Resultate
der Bilanz des Harmonisierungsprozesses abwarten wollte. 8

MOTION
DATUM: 18.03.2016
MELIKE GÖKCE

Im Frühjahr 2019 hatte Güner Gültekin eine Petition eingereicht, die verlangte, dass das
obligatorische Erlernen einer zweiten Landessprache im Schulunterricht
abzuschaffen sei, da Personen, deren Muttersprache keiner der vier Landessprachen
entspreche, von diesem System benachteiligt würden. Des Weiteren sollen Personen,
deren Bildungsweg oder berufliche Laufbahn durch das bestehende System einen
Nachteil erfahren habe, vom Bund finanziell entschädigt werden. 
Die vorberatende WBK-SR empfahl ihrem Rat im Februar 2020 einstimmig dem
Anliegen keine Folge zu geben. Die Petition greife das für die Schweiz so zentrale
Prinzip der Mehrsprachigkeit an. Ihr Erhalt und ihre Förderung stärkten die
Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften und trügen somit wesentlich zum
Zusammenhalt des Landes bei. Der Ständerat folgte in der Sommersession seiner
Kommission und entschied stillschweigend gegen Folgegeben. 9

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 18.06.2020
MELIKE GÖKCE

Wie diverse Medien berichteten, verbannte der Duden Anfang 2021 das generische
Maskulin, welches bis anhin als geschlechtsneutral galt, aus seiner Onlineausgabe. Die
Änderung habe zum Ziel, die deutsche Sprache durch die Einbindung der weiblichen
Form zu spezifizieren und inklusiver zu gestalten – wenn eine Frau im Garten arbeite,
handle es sich um eine Gärtnerin und eben nicht um einen Gärtner. Der Entscheid von
Duden, insgesamt über 12'000 Wörter doppelt aufzuführen, war gesellschaftlich stark
umstritten und führte zu heftigen Diskussionen in den Medien. Kritische Stimmen
betonten, dass der Duden über seine Kompetenzen hinaus agiert habe, da mit dieser
Neuerung ein gesellschaftliches Umdenken angestossen werde. Weiter fürchteten sich
viele vor komplizierten Formulierungen oder wollten sich nicht vorschreiben lassen, wie
sie die deutsche Sprache zu verwenden hätten. Gegenstimmen freuten sich über
diesen «längst überfälligen Schritt» und stellten fest, dass der Duden hiermit lediglich
eine gesellschaftliche Veränderung erkannt und aufgenommen habe. Eine extreme
Position nahm der Psycholinguist Pascal Gygax der Universität Fribourg ein, der
gegenüber 24 Heures kritisierte, dass der Grund für diese Ablehnung im Sexismus
dieser Menschen liege, die daran glauben würden, dass Frauen weniger wert seien als
Männer. Weiter führte er aus, dass sich insbesondere die stark von Männern dominierte
politische Rechte dagegen wehre. Auch auf parlamentarischer Ebene, insbesondere in
den Kantonen, würden sie sich gegen solche Entwicklungen stellen, mit dem Ziel
patriarchale und androzentrierte Werte zu verteidigen. So fürchteten sie laut Gygax den
Machtverlust des männlichen Geschlechts aufgrund der Feminisierung der Gesellschaft.
Diese Debatte sei dabei alles andere als neu – bereits seit über 40 Jahren würde sie
geführt –, was unter anderem zu zentralen Veränderungen im Sprachgebrauch auf
Bundesebene geführt habe. Bereits in den 1980er Jahren seien auf Bundesebene erste
Dokumente mit geschlechtsneutralen Begriffen umformuliert worden. Dies habe 1996 in
die Ausarbeitung eines Leitfadens für geschlechterneutrale Sprache auf Bundesebene
gemündet. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.01.2021
SARAH KUHN

1) BBl 2021, S. 626 ff.
2) AB NR, 2021, S. 1024 ff.
3) AB SR, 2021, S. 766 ff.
4) AB NR 2021, S. 2461; AB NR 2021, S. 2757; AB SR 2021, S. 1232 f.; AB SR 2021, S. 1444
5) BO CN, 1988, p. 1930 s.; Suisse, 8.4. et 18.9.88; LNN, 13.4.88.
6) AB NR, 2021, S. 1630.; AB SR, 2021, S. 1390 f.; Mo. 21.3608
7) NZZ, 8.3., 14.9., 15.9., 19.9., 26.9. und 24.10.88; SGT, 22.4., 3.5., 17.5., 2.6., 10.10. und 24.10.88; TA 24.9. und 26.9.88.
8) Mo. 14.3182
9) AB SR, 2020, S. 621; Bericht WBK-SR vom 18.2.20
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10) SoZ, 10.1.21; AZ, 12.1., 13.1.21; 24H, 30.1.21
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